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Nationalkomitees für europäische 
Zusammenarbeit" unter dem Prä­
sidium des durch seine über den 
Rundfunk gegebenen weltpoliti- 
sehen Orientierungen in den Kriegs­
jahren berühmt gewordenen Pro­
fessor J .  R. von Salis zeugt ferner­
hin von diesem schweizerischen 
Allgemeinbewußtsein. Beruht die 
Eidgenosssenschaft auf dem Prinzip 
des nationalen Ausgleichs, mit dem 
die Viervölkergemeinschaft steht 
und fällt, ist dem Schweizer eine 
höhere politische wie wirtschaft­
liche europäische Ordnung unter 
Ausgleichung und Anpassung der 
Länder- oder Staatenwirtschaften 
eine geläufige Vorstellung und 
dünken ihm erstrebenswert. Des­
halb ist er bereit, sich mit seiner 
leistungsfähigen Volkswirtschaft 
dieser europäischen Ordnung an­
zupassen und einzufügen in der 
Überzeugung, daß mit einer allge­
meineuropäischen wirtschaftlichen 
und sozialen W ohlfahrt auch die 
eigene gegeben ist. Zusammen­
ballungen von Mitteln oder Über­
schüssen auf der einen und Mangel 
und Defizite auf der anderen Seite 
scheinen ihm nur gefährlich und 
den allgemeinen wie ökonomischen 
Interessen Europas und jedes sei­
ner Glieder entgegenzustehen.

Die gegenwärtige W irtschafts­
situation Europas und die Deutsch, 
lands als sein Kernstück wird 
durch mannigfache Krisenanzeichen

gekermzeichnet, davon die west, 
deutsche Millionenarbeitslosigkeit 
eines der beunruhigendsten ist. 
Wird die W irtschaftslage W est­
deutschlands auch als das Ergeb­
nis besonderer Umstände mehr 
anomalen Charakters und bedauer­
licher Fehllenkungen angesehen, 
ist sie gleichfalls mitbestimmt

durch vielfachen Mangel. Dieser 
kann nur behoben werden durch 
unvoreingenommene Berücksichti­
gung innerhalb des europäischen 
Zahlungsplanes. Verständigung und 
Ausgleich hierin sind unerläßlich; 
soll der Schaden nicht einmal auf 
ganz Europa und darüber hinaus 
zurückfallen. (Zi.)

Der Geist des vereinten Europa
1 7  s sollte zu denken geben, daß Widerstand gegen ein Unrecht uns 

auch diesmal wieder über alle parteipolitischen Vorurteile hinweg 
zusammengeführt hat. Zu denken geben in zweierlei Hinsicht: Einmal 
nach innen gesehen, daß dadurch ein einwandfreier Beweis erbracht 
worden ist, daß auch heute noch ein Zusammengehen zwischen Regie­
rung und Opposition möglich ist, wenn es sich um große Aufgaben han­
delt (und ist nicht auch der Wiederaufbau eine große Aufgabe?). Zwei­
tens nach außen gesehen: daß unsere Freunde diesseits und jenseits 
des Kanals für uns doch auch einen anderen Köder als Unrecht haben 
müßten, um uns zur Einigkeit zu erziehen, ln der kalten Abtrennung der 
Saar, um die es sich beim Saarabkommen tatsächlich handelt, liegt ein 
Unrecht, das auch durch völkerrechtliche Auslegungsversuche nicht ver­
ringert wird. Da uns genau bekannt ist, was man mit willfährigen Re­
gierungen machen kann, kann uns der Hinweis Frankreichs, daß es 
seine Souveränitätsrechte eingeschränkt habe, wenig beruhigen.

Wenn man an das vereinte Europa glaubt, dann wäre es nicht not­
wendig gewesen, ein Stück aus einem Körper herauszüreißen, um es in 
einen anderen Körper einzufügen. Selbst wenn wir weiterhin an dem 
Einigungswelk mitarbeiten, ist durch diesen Akt unser Glaube an den 
ehrlichen W illen zur europäischen Gemeinschaft erschüttert worden. 
Man darf uns nicht verübeln, daß wir uns fragen, ob heute noch der 
Geist zur Durchführung einer solch großen Idee lebendig ist. Vielleicht 
sind wir unmittelbar nach dem Ende des Krieges mit dem Schauer des 
frischen Erlebnisses im Herzen der Durchführung näher gewesen als 
heute. Ich fürchte, daß die Dokumentation unserer Einmütigkeit uns 

, keinen materiellen Nutzen bringen wird, vielleicht bringt es uns den 
ideellen Gewinn, daß man im Unglück einig und stolz sein muß. (sk)

Dr. H e n r i  R i b o t , P a r i s  ,

Ungerechtfertigte Enttäuschung über die OEEC.
Dieser letzte Bericht von Dr. Henri Ribot, der wie alle seine Arbeiten von seinem 

■ Glauben an die wirtschaftliche Vereinigung Europas zeugt, erreichte uns kurz vor der 
Nachricht von seinem plötzlichen Tode. Es ist ein tragisches Geschick, daß dieser Tod 
zeitlich so eng zusammenfällt mit dem schweren Schlag, den die Zukunft der europäischen 
Zusammenarbeit durch den Abschluß des Saarabkommens erfahren hat. Um so schwerer 
zählt für uns der Verlust eines Freundes, den Deutschland in Frankreich hatte. Die 
Gespräche mit Herrn Ribot, die zum Teil im „Wirtschaftsdienst" ihren Niederschlag 
fanden, waren immer anregend und fördernd, gerade auch dann, wenn wir die Dinge 
aus einer anderen Perspektive sahen.

W'enn wir nach Abschluß der 'letzten Tagungs­
periode der Europäischen Organisation für die 

Wirtschaftliche Zusammenarbeit einige Zeit haben 
verstreichen lassen, ehe wir ihre Ergebnisse im ein­
zelnen kommentieren, so deshalb, weil unter dem 
Druck der Aktualität nur allzuviele Kommentare ver- 
öffenthcht worden sind, die der tatsächlich ge­
leisteten Arbeit aller Beteiligten nicht genügend

Rechnung trugen. Es schien uns nötig, einigen Ab­
stand von den Dingen zu gewinnen. Denn es scheint 
uns gefährlich, durch eine vorschnelle Kritik, die der 
Ungeduld der Ewig-Unzufriedenen entgegenkommt, die 
schlechte Informiertheit der Öffentlichkeit zu fördern, 
die stets zu Enttäuschungen führen muß!
In der Tat hatte sich die ganze W elt von der letzten 
Tagungsperiode der OEEC. nicht nur in W irtschaft­



lieber, sondern auch in politischer Hinsicht eine 
Strukturveränderung Europas erhofft, und die Ernüch­
terung, die nach Abschluß der Beratungen eintrat, 
■wirkte gerade hier in Paris doppelt stark, weil sich 
hier die optimistische Spannung der W elt mit beson­
derer Stärke konzentriert hatte. Aber nur der Laie, 
der mit der Entwicklung der Dinge im einzelnen nicht 
vertraut ist, konnte sich .darüber im unklaren sein, 
daß die Fortschritte, die Europa auf dem W eg zu 
seiner Einigung und damit zu seiner Gesundung 
machen muß, nur langsam gemacht werden können, 
und es ist schwer, sie dem großen Publikum zum 
Bewußtsein zu bringen, weil sie nicht immer demon­
strative Formen annehmen.
Man hat sich an den Verklausulierungen der Doku­
mente gestoßen, die die OEEC. aus dem Rahmen ihres 
Interimsberichts herausgenommen und der Öffentlich­
keit übergeben hat. In der Tat bestimmt z. B. der 
Artikel 1 des Ratsbeschlusses vom 31. Januar 1950, 
daß die zur Liberalisierung des europäischen Handels 
vorgesehenen Maßnahmen erst in Kraft treten sollen, 
„wenn ein neues, befriedigendes intereuropäisches 
Zahlungssystem in Gang gebracht worden ist, das 
den mulitilateralen Währungstransfer der Mitglieder­
länder ermöglicht.” Ein solches neues Zahlungs­
system ist aber gerade der Gegenstand des anderen 
gleichzeitig veröffentlichten Hauptdokumentes, das 
jedoch selbst keine definitive Lösung bringt, 
sondern nur eine Experimentalgrnndlage darstellt. 
Kritiker an der Arbeit der OEEC. haben daraus fol­
genden Schluß gezogen; das zweite Dokument tritt 
bis auf weiteres nicht endgültig in Kraft, das erste 
hängt vom zweiten ab, also ist in W irklichkeit einst­
weilen überhaupt nichts erreicht worden.
Das ist ein Trugschluß, denn in W irklichkeit wird 
mit dem Ausprobieren des neuen Zahlungssystems 
sofort begonnen werden, und was die Liberalisierung 
des europäischen Handels betrifft, so haben sich alle 
Organe der OEEC. bereits unmittelbar am Tage nach 
dem Ende der Sitzungen wieder an die Arbeit ge­
macht, um so rasch wie möglich die vorgesehenen 
Etappen auf dem W eg zur Liberalisierung beschreiten 
zu können. Der Liberalisierungstext selbst enthält 
übrigens schon Hinweise darauf, daß für diese Etap­
pen ganz bestimmte Fristen vorgesehen sind; denn 
wenn der Artikel 3 des Ratsbeschlusses davon spricht, 
daß der Rat sobald als möglich nach dem 30. Juni 
1950 über die Fortschritte Beschluß fassen muß. die 
auf dem W eg von der 60 “/oigen zur 75 “/eigen Libe­
ralisierung der Einfuhren des privaten Sektors erzielt 
werden können, so bedeutet das nichts anderes, als 
daß das Programm der 60 "/eigen Liberalisierung, wie 
sie im Artikel 2 enthalten ist, in der Frist bis zum 
30. Juni 1950 erfüllt werden soll.
Besonders bemerkenswert bei dem Beschluß über die 
Handelsliberalisierung ist aber auch noch ein anderer 
Gesichtspunkt: immer wieder ist darauf hingewiesen 
worden, daß die Befreiung der internationalen W irt­
schaftsbeziehungen von den Kontingentschranken 
toter Buchstabe bleiben müsse, weil es den beteilig­
ten Ländern ja  unbenommen bleibe, durch eine pro­
tektionistische Zollpolitik diejenigen Fortschritte zu­
nichte zu machen, die man in der europäischen

Organisation auf dem W ege über die Aufhebung der 
Kontingente anstrebt. Der neue Beschluß bringt in 
seinen Artikeln 5 und 6 die Antwort auf diese Be­
denken. Wird doch darin ausgeführt, daß jedes M it­
gliedsland, das der Auffassung ist, daß ein anderes 
Mitgliedsland durch seine Zollpolitik die Wirksamkeit 
der Liberalisierung gefährde, von der OEEC. einen 
Beschluß darüber herbeiführen kann, ob die von einer 
protektionistischen Zollpolitik betroffenen W aren 
trotz der Kontingentaufhebung in den Prozentsatz 
des liberalisierten Sektors einbezogen werden können, 
während das protektionistische Land gleichzeitig ge­
zwungen werden kann, über die Aufrechterhaltung 
seiner Zollgesetze genau so Rechenschaft abzulegen, 
als handele es sich um die Beibehaltung eines Kon­
tingents.

Sicherlich bedeuten all diese Bestimmungen nur ein 
langsames Fortschreiten auf dem W eg zu dem Ziel, 
das die OEEC. sich gestellt hat. Aber die verantwort­
lichen europäischen Minister wollen eben die V er­
schmelzung des europäischen W irtschaftsraums nicht 
gewaltsam erzwingen, sondern ziehen es vor, der 
W irtschaft der beteiligten Länder Zeit zu lassen, 
sich der notwendigen Verwachsung anzupassen.

So spricht denn auch der formelle Beschluß des 
Ministerrates der OEEC. über die Liberalisierung des 
intereuropäischen W arenverkehrs bewußt von einer 
Etappe auf dem W eg zu dieser Liberalisierung und 
deutet damit die Notwendigkeit einer Übergangs­
periode an. Das gleiche gilt von demjenigen Teil des 
Interimsberichtes, der sich mit den „künftigen Zah­
lungsmechanismen'' Europas befaßt, die berufen sind, 
allmählich an die Stelle des Systems der Ziehungs­
rechte zu treten.

Wenn eine solche Vorsicht schon die technische 
Ausarbeitung wirtschafts- und finanzpolitischer Trans­
aktionen in der OEEC. beherrschen mußte, dann war 
sie doppelt am Platze dort, wo man der Europäischen 
Wirtschafts-Organisation ein politisches Gewicht ver­
leihen wollte. Aus dieser Vorsicht, die keine poli­
tischen Vorbehalte außer Acht lassen will und darf, 
erklärt es sich, daß man es einstweilen vorgezogen 
hat, noch nicht in der Person des „großen Europäers" 
Paul Henri Spaak den Parallelismus zwischen der 
politischen und der wirtschaftlichen Organisation 
unseres Kontinents zu unterstreichen. Das bedeutet 
aber nicht, daß die schwierige Aufgabe, die man jetzt 
dem holländischen Außenminister Derk Uipco Sticker 
übertragen hat, weniger Bedeutung hätte. Diese Auf­
gabe ist durch die fast philosophisch anmutende Be­
zeichnung eines „politischen Versöhners" gekenn­
zeichnet worden. Der Konziliator i^t der Mann, der 
durch die Versöhnung, d. h. durch den Ausgleich poli­
tischer Hemmnisse zwischen den beteiligten Ländern 
den notwendigen Beschlüssen der Organisation die 
praktische Anwendungsmöglichkeit geben soll. Und 
man sieht, mit welchem Realismus die Männer der 
OEEC. sich darüber im klaren sind, daß die von ihrer 
Organisation ausgearbeiteten Pläne so lange im Be­
reich der Politik mit Widerständen zu rechnen haben, 
als die Organisation nicht zum Träger einer eigenen 
kollektiven Souveränität geworden ist.
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